
Die Grundlage der Diskussion auf den Bezirkskonfe- 
renzen sind die Referate, die jeweils vom Leiter eines 
der Bezirksorgane der Justiz gehalten werden. Die Auf­
gabe dieser Referate besteht darin, auf der Grundlage 
der Ausführungen des Generalstaatsanwalts Dr. Mels- 
heimer vom 10. Mai 1956 zu einer Einschätzung der 
Lage im Bezirk und der seit der 3. Parteikonferenz ge­
leisteten Arbeit zu kommen, um daraus die künftigen 
Aufgaben abzuleiten. Dieser Aufgabenstellung sind die 
Referate in unterschiedlichem Maße gerecht geworden. 
So ist es unbefriedigend, wenn sich z. B. in Cottbus und 
Potsdam die Referate darauf beschränkten, in breiten 
Teilen wörtlich die Ausführungen des Generalstaats­
anwalts vom 10. Mai wiederzugeben und lediglich hier 
und da ein Beispiel aus dem Bezirk zu den entsprechen­
den Abschnitten des Referats hinzuzusetzen. Selbst 
wenn die Kenntnis der Ausführungen des General­
staatsanwalts zu diesem Zeitpunkt noch nicht allgemein 
vorausgesetzt werden konnte und ihre Wiederholung 
notwendig war, wäre zu erwarten gewesen, daß in den 
Referaten eine selbständige Analyse der Situation im 
Bezirk unter den oben erwähnten Gesichtspunkten vor­
genommen wird. Die Verantwortung hierfür trug nicht 
nur der jeweilige Referent, sondern auch die Leiter der 
anderen beiden Bezirksbehörden der Justiz, durch deren 
Mitarbeit allein eine treffende Beurteilung der 
Probleme des Bezirks möglich ist. Wenn von den an­
wesenden Richtern und Staatsanwälten verlangt wurde, 
in der Diskussion offen ihre eigenen Erkenntnisse aus 
den Beratungen der 3. Parteikonferenz zu behandeln 
und Unklarheiten zur Debatte zu stellen — und, dies 
soll vorweggenommen werden, sie dieser Aufgabe bis­
her auf den meisten Konferenzen, unabhängig von der 
Qualität des Referats, weitgehend gerecht geworden 
sind —, so wäre dies um so mehr von den verantwort­
lichen Bezirksfunktionären der Justiz zu verlangen. 
Wenn die Referate — wie in Potsdam, Cottbus, 
Schwerin — diesen Anforderungen nicht entsprachen, 
so kommt darin auch die Tatsache zum Ausdruck, daß 
die zentralen Justizorgane es an einer entsprechenden 
Anleitung hatten fehlen lassen.

Ein gutes Beispiel dafür, wie im Referat an die 
Probleme des Bezirks herangegangen werden muß, 
boten die Bezirke Dresden, Frankfurt, Erfurt, Magde­
burg und Karl-Marx-Stadt wie auch Berlin. So ent­
wickelte der Bezirksstaatsanwalt von Dresden in seinem 
Referat gute Vorschläge für Arbeitsmethoden, die dazu 
führen, Verhaftungen, die sich im Ergebnis als unge­
rechtfertigt exweisen, auf ein Mindestmaß zu beschrän­
ken. Ferner enthielt das Referat eigene Gedanken für 
die weitere Einbeziehung der Schöffen in die propa­
gandistische Arbeit. Noch besser muß das Referat in 
Karl-Marx-Stadt eingeschätzt werden, das sich u. a. 
kritisch mit der Qualität der Anleitung durch die 
zentralen Justizorgane, insbesondere das Oberste Ge­
richt, beschäftigte. Kritisiert wurden aber auch die Be­
zirksbehörden der Justiz, so u. a. deswegen, weil sie 
Anleitungen der zentralen Justizorgane ohne Kommen­
tar und ohne Konkretisienmg auf die örtlichen Verhält­
nisse an die Kreisorgane weitergeben. Bemerkenswert 
ist, daß in diesem Referat auch die Fragen der Arbeit 
der Parteiorganisationen der Sozialistischen Einheits­
partei Deutschlands im Justizapparat, vor allem auf der 
Kreisebene, wenigstens berührt wurden.

Wie gesagt, besteht von der Diskussion auf den in der 
ersten Woche durchgeführten Konferenzen ein positiver 
Eindruck. Auf jeder Konferenz gab es eine Reihe guter 
Diskussionsbeiträge von Richtern und Staatsanwälten, 
die davon zeugten, daß sich diese Redner gründlich und 
gewissenhaft, ausgehend vom Bewußtsein ihrer großen 
politischen Verantwortung, mit wichtigen Fragen unse­
rer Arbeit auseinandergesetzt haben. Insofern brachten 
die Konferenzen erneut den Beweis, daß in den Justiz­
organen der Deutschen Demokratischen Republik eine 
große Anzahl politisch geschulter und fachlich gebilde­
ter Juristen arbeitet. Die weitere Verbesserung der 
Qualität der Arbeit in der Justiz wird weitgehend 
davon abhängen, ob es die zentralen Justizorgane ver­
stehen, für ihre anleitende Tätigkeit diejenigen Er­
fahrungen schnell und umfassend nutzbar zu machen, 
welche die Funktionäre bei ihrer täglichen Arbeit in 
den Bezirken und Kreisen sammeln.

Ein beachtlicher Teil der Diskussionsreden befaßte 
sich mit der Arbeit der Schöffen. Daraus folgt, daß die

Aufgabe der Festigung und Weiterentwicklung der 
Demokratie, die die 3. Parteikonferenz stellt, für die 
Justiz richtig erkannt worden ist. Auch mehrere 
Schöffen sprachen selbst in der Diskussion und gaben 
z. T. wichtige Anregungen für die weitere Verbesserung 
der Arbeit, bezeichnenderweise vor allem dort, wo 
neben Menschen mit bereits jahrelangen Erfahrungen 
in der Schöffenarbeit Arbeiter zu Worte kamen, die 
erst seit der Schöffenwahl 1955 am Gericht tätig sind.

Von den sachlichen Problemen, die in diesem Zu­
sammenhang behandelt wurden, ist vor allen Dingen 
die Frage der Mitwirkung der Schöffen bei Entscheidun­
gen des Gerichts, die außerhalb der Hauptverhandlung 
getroffen werden, zu erwähnen. Dabei wurde klarge­
stellt, daß eine Beteiligung an der E n t s c h e i d u n g  
in diesen Fällen auf Grund der anders lautenden gesetz­
lichen Regelung gegenwärtig nicht möglich ist, daß aber 
die Mitwirkung der Schöffen an der Beratung eine 
wichtige Möglichkeit ist, bereits heute die Qualität 
solcher Entscheidungen, wie Eröffnungsbeschluß oder 
Entscheidung über Gewährung bedingter Strafaus­
setzung, zu erhöhen. Entsprechendes gilt sicher auch im 
Zivilverfahren für richterliche Entscheidungen, die 
außerhalb der mündlichen Verhandlung getroffen wer­
den. Es kommt nunmehr darauf an, diese bereits jetzt 
gegebenen Möglichkeiten einer weiteren Einbeziehung 
der Schöffen in die rechtsprechende Tätigkeit der Ge­
richte in der Praxis zu erproben, ehe die entsprechen­
den gesetzgeberischen Konsequenzen gezogen werden und 
die Schöffen auch für diese Entscheidungen mit verant­
wortlich gemacht werden. Allerdings wäre es zumindest 
verfrüht, wollte man diese neue Form der Beteiligung 
der Schöffen an der Rechtsprechung sofort auf alle Ent­
scheidungen außerhalb der Hauptverhandlung, insbe­
sondere auf den Haftbefehl, ausdehnen. Einmal würde 
ein solches Verlangen zu großen organisatorischen 
Schwierigkeiten führen, da bekanntlich Haftbefehle 
mitunter auch außerhalb der Arbeitszeit des Gerichts 
und an Sonntagen erlassen werden müssen. Ferner er­
fordert der Erlaß eines Haftbefehls eine derartige Ver­
antwortung, daß er ein denkbar ungeeigneter Gegen­
stand für die Erprobung einer neuen Arbeitsmethode 
ist. Schließlich stellt die Beteiligung der Schöffen an der 
Entscheidung über den Eröffnungsbeschluß, bei der ja 
gleichzeitig — soweit Untersuchungshaft verhängt 
worden ist — über die Fortdauer der Untersuchungshaft 
zu beschließen ist, ihre rechtzeitige Mitwirkung auch an 
dieser richterlichen Maßnahme sicher.

Auch zu den organisatorischen Fragen der Schöffen­
arbeit gab es eine Reihe wertvoller Diskussionsbeiträge 
und Anregungen. So ist der auf der Berliner Konferenz 
entwickelte Vorschlag, wonach erreicht werden soll, daß 
jeder Richter sowohl in der rechtsprechenden Tätigkeit 
als auch in der Schulung und politischen Massenarbeit 
möglichst immer mit demselben Kreis von Schöffen zu­
sammen sein soll, bestimmt einer Diskussion Wert. Auf 
dem Gebiet der Schöffenschulung wurde die Wirksam­
keit der Schöffenaktivs bei der Erhöhung der Teil­
nehmerzahl an den Schulungsveranstaltungen besonders 
hervorgehoben und die Einstellung einiger Betriebe, die 
immer noch die Arbeit der Schöffen als eine dritt- 
rangige Angelegenheit ansehen, entsprechend kritisiert 
Fälle, in denen — wie in Rostock berichtet wurde — 
sich ein Betrieb dafür einsetzt, daß zur Schöffenschulung 
nur „Delegierte“ gesandt werden, werden hoffentlich 
bald der Vergangenheit angehören. Auf der gleichen 
Linie bewegte sich die Kreisleitung der SED in Stalin­
stadt, die die Bitte der Vorsitzenden des Schöffenaktivs, 
einen Bericht über die Schöffenarbeit im Kreis zu 
geben, mit der Bemerkung: „Wir haben Wichtigeres zu 
tun“ abtat. Eine wichtige Möglichkeit der Ergänzung 
und Verbesserung der Schulung ist die Benachrichtigung 
der Schöffen von wichtigen Prozessen, die ihnen die 
Möglichkeit gibt, als Zuhörer wertvolle Erfahrungen für 
ihre rechtsprechende und propagandistische Arbeit zu 
sammeln. Bemerkenswert ist auch ein Hinweis aus 
Potsdam, wonach den Schöffen einige Informationen 
über die Fragen des Strafvollzugs vermittelt werden 
sollten, die sie bei ihrer propagandistischen Albeit ent­
sprechend verwerten können.

Ein weiterer bemerkenswerter Punkt der Diskussion 
waren die Stellungnahmen zu den geplanten gesetz­
geberischen Maßnahmen: die Ergänzung unseres
Strafensystems durch die Einführung der bedingten Ver-
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